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Was darf das Internet kosten?
Die Informationsangebote im Internet sind zwar für den Nutzer oft unentgeltlich zu 

haben, verursachen beim Anbieter aber durchaus Kosten. Die besonderen Eigenschaften 
des Gutes „Information“ führen jedoch dazu, dass sich nur schwer Preise herausbilden 

und am Markt durchsetzen lassen, die diese Produktionskosten decken. Daher 
werden viele neue Geschäftsmodelle diskutiert und erprobt – mit unterschiedlichen 

Erfolgsaussichten.

Arnold Picot

Erlöspolitik für Informationsangebote im Internet

Information als ökonomisches 
Gut hat schon immer besondere 

Probleme und Fragen aufgewor-
fen. Dazu zählt u.a. das berühmte 
Bewertungsparadox von Arrow: 
Um ein Gut bewerten zu können, 
muss man es zuvor begutachten. 
Wenn man aber eine Information 
begutachtet hat, dann hat man sie 
sich schon angeeignet, und der 
Bewertungszweck ist nicht mehr 
akut, da man die Information ja be-
reits besitzt. Um als Informations-
anbieter auf einem Markt aus die-
sem Dilemma herauszukommen, 
gibt es zwei Strategien. Zum einen 
die Ablieferung von kleinen Pro-
ben, die inspiziert werden können 
und Vertrauen für die „eigentliche“ 
Transaktion schaffen, also eine Ba-
sis für Bewertung und Kaufbereit-
schaft erzeugen. Zum anderen die 
Schaffung und Pfl ege einer hohen 
Reputation hinsichtlich der Qualität 
des Informationsangebots, sodass 
im Vertrauen darauf Kaufbereit-
schaft ohne vorherige Inspektion 
und Bewertung der Inhalte ent-
steht. Selbstverständlich lassen 
sich beide Strategien auch kombi-
nieren (z.B. kostenloses Probeabo 

als Einstieg, danach Reputation 
und erfahrene Qualität als Grundla-
ge für weitere Transaktionen). 

Ausgangssituation 
Informationsmärkte

Bereits dieses erste Grundpro-
blem von Informationsmärkten 
zeigt, dass deren Entstehung und 
Persistenz stets in Gefahr steht, 
prekär und instabil zu sein. Das 
Bauen auf Reputation und Qua-
lität allein ist in vielen Fällen der 
Unterhaltungs- und Fachinforma-
tion wirtschaftlich nicht tragfähig, 
um ausreichende Zahlungsbereit-
schaft auf Seiten der Informations-
nutzer sicherzustellen. Zwar gibt es 
gewisse Fachsegmente, in denen 
sich kaufkräftige Nachfrage nach 
Fachinformation allein auf dieser 
Basis entwickelt und erhalten hat. 
Zu nennen sind hier z.B. medizini-
sche, juristische oder technische 
Sachgebiete, auf die Experten in 
ihrer Tagesarbeit immer wieder zu-
rückgreifen müssen und für deren 
qualitätsvolle Verfügbarkeit daher 
nachhaltige Zahlungsbereitschaft 
besteht. Bei den meisten Gebieten 
der Fachinformation und erst recht 

der unterhaltenden Information 
(die Trennlinie ist nicht selten un-
scharf) ist jedoch die Zahlungsbe-
reitschaft der qualitätsgetriebenen 
Nachfrage nicht so ausgeprägt, 
dass damit die Informationspro-
duktion nachhaltig wirtschaftlich 
werden könnte. Das galt bereits in 
der Vor-Online-Zeit: Zeitungen und 
Fachzeitschriften für ein breiteres 
Publikum sowie unterhaltungsori-
entierte Titel mussten von jeher 
zusätzliche Erlösquellen erschlie-
ßen. Dies geschah und geschieht 
im Wesentlichen durch Vermark-
tung der durch die angebotene und 
konsumierte Information erzeugten 
Aufmerksamkeit an Werbetrei-
bende. Diese nutzen die erwartete 
bzw. nachgewiesene Aufmerksam-
keitswirkung zur Platzierung von 
Werbebotschaften, deren Markt-
wert und damit Preis vor allem 
durch die (zielgruppenspezifi sche) 
Reichweite der Inhalteverbreitung 
bestimmt ist. Es entstanden duale 
Finanzierungsansätze, ein Beispiel 
für die heute intensiv diskutierten 
zweiseitigen Märkte.

Gelingt es einem Informations-
anbieter, mit seinen Inhalten ein 
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breites Publikum zu erreichen, so 
erschließt sich ihm in Form von 
Werbeeinnahmen – zusätzlich zu 
Einzelverkaufs- und Abonnements-
erlösen – eine oftmals sehr erhebli-
che Erlösquelle. Um das Informa-
tionsgeschäft aufrecht erhalten zu 
können, ist also die Nutzung des 
Potenzials der indirekten Finanzie-
rung durch Werbeerlöse zusätzlich 
zu den direkten Vertriebserlösen 
des Kernprodukts in vielen Fällen 
unvermeidlich. Inwieweit daraus 
für den Informationsanbieter Ab-
hängigkeiten oder Qualitätseinfl üs-
se seitens der Werbetreibenden 
entstehen können, ist eine medien-
politische Frage von hohem Rang. 
Umgekehrt gilt: Je kleiner, abge-
grenzter und fachlich fokussierter 
die Zielgruppe der Informations-
nachfrager ist, desto größer ist die 
Wahrscheinlichkeit der Erzielung 
direkter Markterlöse und desto ge-
ringer ist die Notwendigkeit (meist 
auch die Möglichkeit) der Erzeu-
gung von werberelevanter Auf-
merksamkeit, um die Informations-
produktion zu ermöglichen.

Änderungen im Internetzeitalter

Die zuvor kurz skizzierte Situa-
tion der zweiseitigen  Märkte ver-
schärft sich in mancherlei Hinsicht 
im Zuge der Digitalisierung und 
Elektronisierung von Informations-
märkten, namentlich durch das In-
ternet. Die technische Revolution 
des Internets spitzt den ohnehin 
prekären Charakter von Informati-
on als Wirtschaftsgut dramatisch 
zu. Hierzu einige Hinweise:

Im Unterschied zu physischen • 
Informationsgütern (Büchern, 
Zeitschriften, Broschüren) nutzen 
sich digitale Informationsgüter 
nicht ab und behalten ihre Aus-
gangsqualität bei fachgerechter 
Speicherung über praktisch un-
begrenzte Zeit.

Anders als physische lassen • 
sich digitale Informationsgüter 

blitzschnell und nahezu kosten-
los über beliebige Entfernungen 
transportieren.

Digitale Informationsprodukte • 
lassen sich zu Kosten, die nahe 
Null liegen, kopieren und verviel-
fältigen.

Digitale Informationsgüter lassen • 
sich sehr leicht verändern (vari-
ieren, zerlegen) und mit anderen 
Informationsgütern kombinieren, 
sei es durch Integration oder (Hy-
pertext-)Referenz.

Der Zugriff auf digitale Informa-• 
tionsgüter (Zugang, Suche, Wie-
derauffi ndbarkeit) ist im Vergleich 
zu ihren physischen Vorgängern 
ungleich einfacher und leistungs-
fähiger (Suchmaschinen, Portale, 
Vernetzung).

Die Trennung zwischen Anbietern • 
und Nachfragern wird im Informa-
tionssektor unscharf; Konsumen-

ten (und andere Akteure) können 
zu vergleichsweise sehr geringen 
Kosten Informationen selbst an-
bieten; klassische Anbieter müs-
sen mit dem Markteintritt neuer 
Wettbewerber und deswegen mit 
verschärftem Wettbewerb rech-
nen.

Wegen der sehr geringen Trans-• 
port- und Grenzkosten einerseits 
und des nicht unerheblichen 
eher fi xen Aufwands für Produk-
tion und Angebot qualitätsvoller 
Information (Redaktion, Server, 
Software) sowie für deren Ver-
breitung und für die Erlangung 
von Reputation (Markenaufbau, 
Sichtbarkeit) weisen viele Infor-
mationsmärkte im Vergleich zur 
alten Situation extreme Größen-
vorteile und Konzentrationsten-
denzen auf, was die Wettbe-
werbsverhältnisse zum Teil tief 
greifend verändert.

 In der Welt des Internets und sei-• 
ner digitalen Informationsproduk-
te entsteht ein ungeheuer um-
fangreiches Informationsangebot 
mit der Gefahr des „information 
overload“ beim Nutzer, sodass 
es für den einzelnen Anbieter 
immer schwieriger wird, die Auf-
merksamkeit auf die eigenen In-
formationsprodukte zu lenken. 
Der Nutzer hat in der gestiegenen 
Informationsfl ut Orientierungs-
probleme. Reputation und Ver-
trauen erlangen deswegen noch 
größere Bedeutung.

Diese Faktoren transformie-
ren Informationsmärkte vermut-
lich fundamental. Sie rücken das 
Wirtschaftsgut Information immer 
weiter in Richtung eines öffentli-
chen Gutes. Das bedeutet, dass es 
insbesondere wegen der nahezu 
beliebigen Reproduzier- und Trans-
portierbarkeit immer schwieriger 
wird, das marktliche Ausschluss-
prinzip mit Hilfe eines direkten 
Preises für den Konsum angebo-
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tener Information durchzusetzen. 
Veröffentlichte Informationen wa-
ren schon immer in dem Sinne öf-
fentlich, dass nur eine geringe oder 
gar keine Rivalität bei ihrem Kon-
sum in den erreichten Zielgruppen 
(Familien, Firmen) bestand, aber 
der Zugang zum nicht ohne weite-
res zu vervielfältigenden Informa-
tionsprodukt (Zeitung, Zeitschrift, 
Buch) wurde zumindest teilweise 
durch Preishürden kontrolliert. Im 
Internet ist die Durchsetzbarkeit 
von Preisen für Informationspro-
dukte immer weniger gegeben; bei 
Grenzkosten von nahe Null pendelt 
sich auf dem Markt auch ein ent-
sprechender Preis ein. Im Ergebnis 
liegt sowohl eine starke Tendenz 
zur Nicht-Ausschließbarkeit vom 
Konsum als auch eine verstärkte 
Tendenz zur Nicht-Rivalität im Kon-
sum vor – das sind die klassischen 
Merkmale öffentlicher Güter, für 
deren Bereitstellung der klassische 
Markt versagt. 

Folgen für die Geschäftsmodelle 
von Informationsanbietern

Was folgt aus dieser knappen 
Bestandsaufnahme für die Ge-
schäftsmodelle von Informations-
anbietern? Zunächst ist daran zu 
erinnern, was unter einem Ge-
schäftsmodell zu verstehen ist. Es 
besteht gedanklich aus drei wichti-
gen Komponenten, nämlich 

dem Produktmodell (inhaltliches • 
Leistungsversprechen, Unique 
Selling Proposition (USP), Diffe-
renzierung im Wettbewerb),

dem Wertschöpfungsmodell (in-• 
ner- und zwischenbetrieblicher 
organisatorischer Lösungsansatz 
zur effi zienten Realisierung der 
angestrebten Produkte),

dem Erlösmodell (wo werden in • 
welcher Weise Erlöse generiert, 
um die wertschöpfungsbezoge-
nen Kosten zu decken und eine 
marktübliche Rendite zu erlan-
gen?).

Diese drei Komponenten sind 
nicht unabhängig voneinander, 
sondern müssen aufeinander be-
zogen sein. Insofern gibt es für die 
Frage nach der Erlöspolitik keine 
Einheitsantwort, sondern je nach 
dem Charakter des Geschäfts-
modells sind differenzierte Aussa-
gen erforderlich. Dennoch lassen 
sich einige wichtige übergreifende 
Antworten auf die Frage nach der 
Zukunft der Geschäftsmodelle von 
Informationsanbietern abstecken:

Erstens: Wegen der anhaltenden 
und zunehmenden Internetdurch-
dringung aller privaten, öffentli-
chen und berufl ichen Lebensberei-
che darf die Informationswirtschaft 
auf die Einbeziehung des Internet 
in die Geschäftsmodelle und in 
den digitalen Kontakt zum Kunden 
nicht verzichten. Es ist zu empfeh-
len, diesen Weg offensiv zu bege-
hen, um rechtzeitig mit dem eige-
nen Angebot ins digitale Bewusst-
sein zu dringen und den digitalen 
Geschäftsauftritt zu erproben. Das 
haben viele Verlage und andere In-
formationsanbieter zum Teil leider 
erst in jüngerer Zeit erkannt. Das 
erforderliche Umdenken fi el etab-
lierten Anbietern oftmals schwer, 
sodass einige mit diesem funda-
mentalen Wandel nur schwer mit-
halten können und zugleich Raum 
für Auftritt neuer Akteure entsteht. 

Zweitens: Da wegen des inten-
sivierten Wettbewerbs im Internet 
und – als Folge der Digitalisierung  
– erheblicher Kostensenkungs-
möglichkeiten ganz generell mit 
geringeren Erlöspotenzialen zu 
rechnen ist, müssen die Kosten 
der Produktion und des Angebots 
von Informationen sinken, was in 
vielen Fällen mit erheblichen orga-
nisatorischen Veränderungen und 
Umstrukturierungen einhergehen 
dürfte. Hierzu zählen auch neue 
Formen der Kooperation und zwi-
schenbetrieblichen Vernetzung, die 

im Vor-Internet-Zeitalter undenkbar 
gewesen wären.

Drittens: Für wenige klar fokus-
sierte und spezialisierte Fachinfor-
mationsanbieter, die bereits in der 
Print-Welt eine starke Marktpositi-
on besaßen und das erforderliche 
Vertrauen aufgebaut haben, ist 
es möglich, auch im Internet das 
Geschäftsmodell auf direkten Er-
lösen aufzubauen (Beispiel: Beck-
Online). Diese Anbieter richten sich 
nicht an eine breitere Öffentlichkeit, 
sondern an gut abgrenzbare Exper-
tengruppen, die in ihrer laufenden 
Arbeit auf fl exiblen Zugriff zu Qua-
litätsinformation angewiesen sind. 
Bei ihnen bestehen auch kaum 
Anreize, abgerufene Informationen 
außerhalb ihrer Fachtätigkeit zu 
verbreiten. Die Kosten der Informa-
tionsbeschaffung sind im Vergleich 
zu dem bezahlten Wert der Arbeits-
zeit solcher Experten sehr gering.

Viertens: Direkte Erlöse für 
Fachinformation im Internet sind 
in der Regel nur zu einem kleine-
ren Teil (etwa bei e-Fachbüchern) 
als Einzelverkaufspreise bzw. als 
Einzelnutzungsgebühren zu re-
alisieren. Zu einem größeren Teil 
bestehen solche direkten Erlöse, 
sofern sie überhaupt erzielbar sind, 
aus transaktionsunabhängigen, al-
so zeitbezogenen Erlösen (typisch: 
Abonnementpreise); dabei spielen 
klassische Einzelabonnements ei-
ne weitaus geringere Rolle, son-
dern es kommt viel häufi ger als 
früher zu Preisen für Abonnement-
Bündel von inhaltlich verwandten 
Fachinformationsquellen. 

Fünftens: Eine weitere Quelle 
direkter Erlöserzielung im Internet 
liegt in manchen Bereichen der 
Informationswirtschaft in der Con-
tent Syndication, also der kontrol-
lierten und entgeltlichen Verlinkung 
des eigenen Angebots mit dem 
anderer Informationsanbieter. Die 
Durchsetzbarkeit solcher Vereinba-
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rungen ist je nach Marktsegment 
unterschiedlich zu beurteilen.

Sechstens: Es ist nicht zu erwar-
ten, dass technische oder rechtli-
che Entwicklungen in absehbarer 
Zeit fl ächendeckend die Durch-
setzbarkeit von direkten Erlösen für 
Informationsangebote im Internet 
sicherstellen könnten. So werden 
technische Schutzvorkehrungen 
wie Digital Rights Management 
(DRM), deren Umgehung zumeist 
nach kurzer Internetrecherche 
gelingt, von den Rezipienten als 
unangemessene Bevormundung 
empfunden, einhergehend mit ei-
nem geringeren wahrgenommenen 
Nutzen und somit einer geringeren 
Zahlungsbereitschaft. Vielmehr ist 
davon auszugehen, dass – abge-
sehen von den zuvor erwähnten 
spezifi schen Konstellationen – der 
Löwenanteil der Fach- und Un-
terhaltungsinformation sich einer 
solchen durch direkte Preise be-
wirkten Exklusivität entzieht und 
stattdessen vom Nutzer als „frei“ 
empfunden wird. Dies entspricht 
zudem der erlernten Situation bei 
Informationsangeboten im Inter-
net. Die globale Offenheit der In-
formationsmärkte und die Schwie-
rigkeit der Durchsetzung weltweit 
verbindlicher rechtlicher und tech-
nischer Standards erlauben bis auf 
Weiteres keine breite Organisation 
von Informationsmärkten, die dem 
Status quo ante entspräche.

Siebtens: Alles in allem nimmt für 
Informationsanbieter im Internet die 
Notwendigkeit und Bedeutung in-
direkter Erlöserzielung dramatisch 
zu, weil nur so der dem Internet 
inhärenten Veränderungstendenz 
der Fach- und Unterhaltungsinfor-
mation in Richtung öffentliches Gut 
wirtschaftlich Rechnung getragen 
werden kann. 

Achtens: Werbung wird für ge-
raume Zeit die wichtigste Quelle 
indirekter Erlöserzielung für Infor-

mationsangebote im Internet sein. 
Um diese Quelle zu erschließen, 
ist neben einem exzellenten, auf 
das Produktversprechen des Ge-
schäftsmodells abgestimmten In-
formationsangebot vor allem auf 
Sicherung und Steigerung von 
Reichweite („traffi c“) zu achten. 
Neben diversen operativen Maß-
nahmen (z.B. Suchmaschinenopti-
mierung, Präsenz in Blogs, sozia-
len Netzwerken und anderen (Fach)
Communities, geeignete Kommu-
nikation in der Offl ine-Welt) muss 
es vor allem um Aufbau und Pfl ege 
von Reputation und Marke gehen, 
um nachhaltig möglichst große Au-
dienzen und Zielgruppen zu errei-
chen und damit die Attraktivität für 
Werbepartner und -agenturen zu 
steigern.

Neuntens: Eine Führungsposi-
tion bei der (zielgruppenspezifi -
schen) Reichweite in einem Infor-
mationsmarkt sichert nicht nur die 
indirekte Erlöserzielung durch Wer-
bung, sondern ermöglicht auch 
die Erschließung von Größen- und 
damit Kostenvorteilen, die in der 
Internetwelt erheblich sind und de-
ren Ausschöpfung die wirtschaftli-
che Überlebensfähigkeit wesent-
lich absichert.

Zehntens: Neben der Werbung 
kommen prinzipiell auch andere 
Formen der indirekten Erlösgene-
rierung für Informationsangebote 
in Betracht, die derzeit noch in sehr 
unterschiedlichem Ausmaß zu be-
obachten sind. 

Beispielsweise ist an stif-• 
tungs- oder communitybasier-
te Lösungsansätze zu denken 
(Beispiel Wikipedia), die durch 
einmalige oder laufende Zuwen-
dungen oder Spenden sowie 
durch freiwilliges Engagement 
von vielen Interessierten ein Qua-
litätsangebot für Sachinformation 
bereitstellen, das als sehr erfolg-
reich gelten darf und großzahlig 

genutzt wird. Es ist davon auszu-
gehen, dass sich solche Ansätze 
in verschiedenen Feldern schritt-
weise etablieren und zunehmend 
ausbreiten werden (Gesundheit, 
Technik, Do-it-yourself etc.). Die 
Open Source-Bewegung kann 
dieser Entwicklung als Vorbild 
dienen.

Denkbar ist auch ein stärkeres • 
öffentliches Engagement im Be-
reich von Online-Information. Da 
die Werbefi nanzierung mit Blick 
auf Qualität und Vielfalt der In-
formationsangebote im Internet 
auf Grenzen stoßen kann, die 
auch durch Selbstorganisation 
nicht durchweg zu überwinden 
sind, mag überlegt werden, ob 
ergänzend zu den kommerzi-
ellen Angeboten, auch eine Art 
Public-Value-Angebote organi-
siert und beispielsweise mit Hil-
fe von Rundfunkgebühren oder 
ähnlichen öffentlichen Quellen 
fi nanziert werden könnten. Auch 
der verbesserte, offene Zugang 
zu Katalogen und Archiven zum 
Zwecke der Gewinnung von In-
formationen fällt in diesen Be-
reich. Solche Überlegungen sind 
noch ganz unausgereift, dürften 
aber mit zunehmender Bedeu-
tung des Internets und dabei 
möglicherweise auftretenden Fi-
nanzierungsengpässen für Infor-
mationsvielfalt und -qualität stär-
ker in die Diskussion kommen.

Elftens: Bis hierher wurde die 
Frage beleuchtet, wie direkte oder 
indirekte Erlöse für Informations-
angebote im Internet zustande 
kommen können und wo sich dafür 
Grenzen abzeichnen. Diese nahe-
liegende Sichtweise könnte jedoch 
in Zukunft durch eine ganz andere 
Art von Geschäftsmodellen ergänzt 
werden. Wenn man davon ausgeht, 
dass Information im Internetzeital-
ter tendenziell als öffentliches Gut 
einzustufen und damit aus Konsu-
mentensicht als „frei“ anzusehen 
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Internettechnologien schaffen 
neuartige Möglichkeiten für die 

Produktion und Verbreitung jour-
nalistischer Inhalte. Wie bei jeder 
technologischen Umwälzung wer-
den dabei traditionelle Geschäfts-
modelle in Frage gestellt und mit 
den Karten auch die möglichen 
Renten neu verteilt. Kein Wunder 
also, dass die „Internetrevolution“ 
von den bislang dominanten Me-
dienanbietern weniger als Chance, 
sondern ganz überwiegend als Be-
drohung wahrgenommen wird und 
der Ruf nach staatlicher Protektion 
nicht lange auf sich warten lässt.1 

1 Vgl. z.B. die „Erklärung der Hamburger 
Verlage“ (http://www.welt.de/wirtschaft/
article3886003/Erklaerung-der-Hamburger-
Verlage.html).

Stefan Kooths

Online-Journalismus: Raus aus der Gratisfalle

Für die Wirtschaftspolitik kann es 
aber nicht darum gehen, Produk-
tionsstrukturen der Vergangenheit 
zu konservieren. Aus ordnungspo-
litischer Sicht ist es vielmehr ent-
scheidend, auch unter den Bedin-
gungen der Online-Publikationen 
das Prinzip der Konsumentensou-
veränität zur Geltung zu bringen. 
Sämtliche Bereitstellungsmodelle 
sind danach zu beurteilen, ob sie 
es den Mediennutzern erlauben, 
die Produktion von Inhalten gemäß 
ihren offenbarten Präferenzen, also 
über ihre Zahlungsbereitschaften, 
zu steuern und damit Umfang und 
Qualität anteilig an der Wertschät-
zung jedes einzelnen Nutzers zu 
orientieren. Grundsätzlich gilt: Je 

direkter diese Artikulation möglich 
ist, desto besser. Zu einer ord-
nungspolitisch verträglichen Be-
handlung dieses Sachverhaltes 
gehört auch, staatliche Eingriffe 
davon abhängig zu machen, ob 
sich private Anbieter und Nach-
frager nicht selbständig als markt-
fähige Parteien organisieren kön-
nen. Solange nicht-staatliche, also 
gänzlich individuelle oder freiwillige 
genossenschaftliche Lösungen als 
funktional gelten können, verbie-
ten sich staatliche Eingriffe. Das 
schließt eine kritische Überprüfung 
bestehender Eingriffe, insbeson-
dere die derzeitige Zwangsfi nan-
zierung der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten, mit ein.

ist, dann stellt sich nicht die Frage, 
ob der Konsument bereit ist, für 
Information (direkt oder indirekt) 
etwas zu bezahlen. Vielmehr ist 
Ausschau zu halten, ob es im Um-
feld von oder im Verbund mit Infor-
mationsnachfrage und -nutzung 
etwas gibt, was für den Konsu-
menten knapp oder begehrenswert 
ist und wofür demnach Zahlungs-
bereitschaft besteht. An solchen 
Punkten könnten dann Geschäfts-
modelle ansetzen, und aus der Be-
reitstellung dieser Aspekte ließen 
sich Erlöse erzielen, die auch zur 
Produktion von Information genutzt 
werden können. Apple hat es der 
Musikindustrie vorgemacht, wie ein 
begehrtes Gut (Lifestyle, Moderni-
tät, Avantgarde) als Vehikel dient, 
um Inhalte, für die im Internet kaum 
Zahlungsbereitschaft bestand, im 
Verbund mit anderen Komponen-
ten wieder preiswürdig zu machen, 

und hat dafür sehr geschickt Al-
lianzen mit Inhalteanbietern ge-
schmiedet. Ähnliches könnte sich 
auch im Bereich von Fach- und 
Unterhaltungsinformation abspie-
len: Menschen, die Informationen 
nachfragen, sind oftmals bereit, für 
die Flexibilität und Bequemlichkeit 
des Informationszugriffs zu zah-
len, nicht aber für die Information 
selbst. Also mag es beispielsweise 
sein, dass Bereitschaft besteht, für 
über Smartphones bezogene Infor-
mationen wegen des Bequemlich-
keitsvorteils zu zahlen, ansonsten 
aber nicht. Entsprechende Hinwei-
se lassen sich aus aktuellen Ent-
wicklungen ablesen. Sie bieten die 
Grundlage für weiterentwickelte 
Geschäftsmodelle von Informati-
onsintermediären, etwa mit Fokus 
auf die personalisierte Informati-
onsselektion. Andere Ansatzpunk-
te könnten sein: 

Ein speziell sortiertes Informati-• 
onsangebot im Verbund mit der 
Zugehörigkeit zu einem exklusi-
ven Status. 

Ein Informationsangebot im Ver-• 
bund mit zusätzlichen entgeltli-
chen Recherche- und Aufberei-
tungsangeboten. 

Natürlich ist es nicht leicht, neue 
Geschäftsmodelle für die schwie-
rige Lage der klassischen Infor-
mationsanbieter aus dem Ärmel 
zu schütteln. Das ist letztlich dem 
dynamischen, experimentellen 
Marktprozess zu überlassen. Aber 
grundsätzlich gilt hier wie so oft in 
der Welt von Unternehmertum und 
Märkten: Durch kreative Neudefi -
nition des Marktes und durch Än-
derung von Spielregeln lassen sich 
nicht selten scheinbare Sackgas-
sen überwinden und Wege in neue 
Welten öffnen.
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Journalistische Inhalte bleiben 
ein knappes Gut

Journalistische Dienstleistungen 
lassen sich grob in drei Bereiche 
unterteilen: Nachrichtenproduktion 
(Rechercheleistung), Auswahl von 
Meldungen (Filter- bzw. Aggrega-
tionsfunktion) und Kommentierung 
(Meinungsbildung). Naturgemäß 
haben neue Kommunikationstech-
nologien einen erheblichen Einfl uss 
auf die Produktion und Verbreitung 
journalistischer Werke. Das war 
auch schon bei der Erfi ndung des 
Buchdrucks, des Telefons oder des 
Rundfunks so. Aus der Tatsache, 
dass nunmehr Speicherplatz und 
bidirektionale Übertragungskapazi-
täten praktisch keinen technischen 
Engpassfaktor mehr darstellen 
(und somit auch partizipative Ele-
mente verstärkt Einzug halten kön-
nen), darf freilich nicht vorschnell 
der Schluss gezogen werden, jour-
nalistische Inhalte seien kein knap-
pes Gut mehr. Solange knappe 
volkswirtschaftliche Ressourcen 
(insbesondere in Form der Arbeits-
leistung ausgebildeter Journalis-
ten) eingesetzt werden müssen, 
um zuverlässige Berichte zu ver-
fassen, Meldungen nach inhaltli-
cher Relevanz zusammenzustellen 
und einschlägig zu kommentieren, 
besteht weiterhin ein gesamtwirt-
schaftliches Knappheitsproblem.2

Diese Sichtweise wird oft durch 
den Kollektivgutcharakter des End-
produktes verdeckt. Ist ein Bericht 
– beispielsweise der einer Sportre-
daktion über ein Fußballspiel – fer-
tig, so besteht unter den Lesern 
keine Rivalität um die Nutzung, da 
weder Quantität noch Qualität lei-
den, wenn ein und derselbe Beitrag 
von einem weiteren Nutzer gelesen 

2 In dem Maße, wie Beiträge von einigen 
Nutzern ohne weitere monetäre Anreize 
selber verfasst werden (Web 2.0) und von 
anderen als gleichwertiges Substitut für bis-
lang professionell erstellte Inhalte angesehen 
werden, entfällt ein Teil des angestammten 
Geschäftsmodells der etablierten Medienan-
bieter. Ein genereller Ersatz für journalistische 
Arbeit ist hierin aber kaum zu sehen.

wird. Da bei elektronischer Ver-
breitung keine weiteren relevanten 
Kosten anfallen, sind auch seitens 
des Anbieters die Grenzkosten für 
einen weiteren Nutzer praktisch 
null. Zu unterscheiden ist aber zwi-
schen den Grenznutzungskosten 
(zusätzliche Kosten für einen wei-
teren Nutzer) und den Grenzkos-
ten der Bereitstellungsmenge, also 
für die Ausweitung des insgesamt 
produzierten Umfangs an Inhalten 
(zusätzliche Kosten für einen wei-
teren Bericht). Diese Kosten sind 
nicht vernachlässigbar und führen 
zu Rivalität im Konsum auf einer 
vorgelagerten Stufe: da journalis-
tische Kapazität knapp ist, kann 
nicht über jedes Ereignis gleicher-
maßen (in erschöpfendem Umfang 
und gleich hoher Qualität) berichtet 
werden.

Dem Fußballfan ist es nicht 
gleichgültig, ob über seinen Lieb-
lingsverein berichtet wird oder 
nicht, weil die knappe redaktionelle 
Kapazität gerade auf die journalis-
tische Begleitung einer Leichtathle-
tikveranstaltung konzentriert wur-
de. Es dürfte ihm auch nicht egal 
sein, ob der Sportchef selbst zur 
Feder greift oder die Arbeit einem 
Praktikanten überlässt. Es besteht 
mithin ein Auswahlproblem, für 
das die Kollektivgütertheorie einen 
bewährten Lösungsvorschlag be-
reithält: es werden solange weitere 
Berichte erstellt, wie die gebündel-
te Zahlungsbereitschaft aller po-
tenziellen Interessenten an einem 
weiteren Beitrag ausreicht, um die 
mit dessen Produktion anfallenden 
zusätzlichen Kosten zu decken. Im 
Ergebnis wird dann die knappe Be-
richterstattungskapazität auf dieje-
nigen Bereiche gelenkt, für die die 
Nutzer die höchste Wertschätzung 
aufbringen.

Chancen für optimale Bereit-
stellung nehmen zu, nicht ab

Entscheidend für die ökonomi-
sche Güterklassifi kation und die 

daraus abzuleitende Bereitstel-
lungsentscheidung ist neben dem 
Rivalitätsgrad die Frage, ob sich die 
Wertschätzungen der potenziellen 
Nutzer mit privatwirtschaftlichen 
Mitteln in effektive Zahlungsbereit-
schaft für die Inhalteproduzenten 
umsetzen lassen. Dies hängt wie-
derum in entscheidendem Maße 
von der Exkludierbarkeit ab, also 
davon, ob sich nichtzahlende Nut-
zer (Trittbrettfahrer) ohne gravie-
rende Exklusionskosten von der 
Nutzung ausschließen lassen. Dies 
ist unter den Bedingungen des In-
ternets insbesondere für die bishe-
rigen Printmedien sogar mit weit-
aus geringeren Kosten möglich als 
bei ihren herkömmlichen Vertriebs-
kanälen.

Bislang war mit dem gedruckten 
Erzeugnis bei tagesaktuellen Pub-
likationen eine stoffl iche Exklusi-
onstechnik fest eingebaut. Für die 
traditionellen elektronischen Me-
dien standen Dekoder-Lösungen 
bereit. Diese vergleichsweise auf-
wändigen Verfahren können im In-
ternetzeitalter durch einen einfach 
zu realisierenden Passwortschutz 
ersetzt werden. Das Copyright, 
das vor dem plumpen Kopieren 
ganzer Werke schützt, bleibt auch 
bei elektronischer Verbreitung be-
stehen. Es ist somit mit technisch 
zuverlässigen privatrechtlichen 
Mitteln und mit geringem Aufwand 
möglich, die Gruppe der Nutzer mit 
der Gruppe der Zahler in Deckung 
zu bringen. Damit haben sich die 
ökonomischen Kerneigenschaften 
(insbesondere an dem Charakter 
eines Club-Gutes) journalistischer 
Inhalte durch Online-Publikationen 
nicht geändert.

Im Gegenteil: die Exklusions-
technik ist wesentlich billiger 
geworden, und auch die Beprei-
sungsmodelle lassen sich prinzi-
piell noch besser an die Erforder-
nisse eines Club-Gutes anpassen. 
Wie bisher kann dies über einen 
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Beitrag oder eine Gästelösung er-
folgen (Abonnement als Beitrag, 
Preis für ein Einzelexemplar als 
Gästelösung). Hierbei übernimmt 
der Anbieter auch die Aufgabe 
der Nachfrageorganisation. Durch 
Marktforschung und Auswertung 
der Nutzerreaktionen kann dieser 
dann abschätzen, für welche Inhal-
te der Club der Nutzer die jeweils 
höchste Wertschätzung hegt und 
seine Angebotspalette daran aus-
richten. Typischerweise lassen sich 
die vielen individuellen Mediennut-
zer zu bestimmten in sich homoge-
neren Gruppen zusammenfassen, 
so dass sich unterschiedliche An-
bieter von Clubs (Marktsegmente) 
herausbilden.

Auch innerhalb der Marktseg-
mente bleibt grundsätzlich der 
gleiche Raum für im Wettbewerb 
stehende Anbieter wie bislang. Die 
Beitragslösung lässt sich also auch 
unter den neuen Bedingungen re-
plizieren, um latente in effektive 
Nachfrage zu transformieren. Darü-
ber hinaus bieten sich Mikrogebüh-
renmodelle an, die die Gästelösung 
nicht auf ein Beitragsbündel (z.B. 
Einzelausgabe einer Tageszeitung), 
sondern sogar auf einen einzelnen 
Bericht herunterbrechen lassen. 
Dadurch kann die Bereitstellungs-
menge noch stärker granularisiert 
werden. Entscheidend ist hierbei, 
dass die Gebühr unter der Fühl-
barkeitsschwelle liegt, da ein wei-
terer Nutzer nicht durch prohibitiv 
wirkende Preise von der Nutzung 
abgeschreckt aber gleichzeitig an 
der Finanzierung des dahinterste-
henden journalistischen Aufwands 
beteiligt werden soll.

Potenzial bei Abrechnungstech-
nologien nicht unterschätzen

Gegen die Etablierung dieser 
Finanzierungsformen werden ver-
schiedene Einwände vorgebracht. 
Auf der praktischen Ebene wird 
argumentiert, dass „Bezahlhürden“ 

dem Grundprinzip und den Nut-
zergewohnheiten im WWW wider-
sprächen, nämlich sich ungehin-
dert von Seite zu Seite zu hangeln 
und alles miteinander vernetzen zu 
können. Hierbei ist zunächst zu be-
denken, dass es sich bei journalis-
tischen Beiträgen um Seiteninhalte 
handelt, die es ohne ausreichende 
Finanzierungsquelle gar nicht gä-
be. Ohne ein adäquates Finanzie-
rungsmodell würde man also beim 
Surfen schnell auf dem Trockenen 
landen oder ins Leere springen. 
Zum anderen unterschätzt diese 
Sichtweise die Möglichkeiten der 
neuen Technologien. Es sollte kei-
ne technisch unüberwindliche Hür-
de sein, Abrechnungsverfahren zu 
entwickeln, die das eine mit dem 
anderen verbinden. Was für das 
Anklicken von Werbelinks mög-
lich ist und den einschlägigen An-
bietern Milliardenerlöse beschert, 
sollte grundsätzlich auch für Links 
zu redaktionellen Inhalten funktio-
nieren. Hierbei sind auch Genos-
senschaftsmodelle unter den An-
bietern (oder Nutzern) denkbar, die 
mit einem gebündelten Account 
den Zugang zu einer Vielzahl von 
Anbietern eröffnen bzw. die Gäste-
gebühren ohne größeren Aufwand 
handhaben.

Kampf gegen ökonomische 
Urkräfte?

Grundsätzlicher angelegt ist die 
Behauptung, die Bepreisung von 
redaktionellen Webseiten wider-
spräche den ökonomischen Fun-
damentalkräften und könne daher 
nicht funktionieren. Abgeleitet aus 
der „Grenzkosten = Preis“-Regel 
wird dies insbesondere von Ver-
tretern der „Freeconomics“ mit 
Nachdruck vertreten (zuweilen 
verbunden mit einer diffusen, nicht 
näher begründeten Feststellung 
„Information will frei sein“).3 Die 
volkswirtschaftliche Optimalität 

3 Vgl. Chris A n d e r s o n : Free – The Future 
of a Radical Price, New York 2009.

des Grenzkostenkalküls ist aber – 
wie gezeigt – im Kollektivgüterfall 
nicht auf die Grenznutzungskos-
ten, sondern auf die Grenzkos-
ten der Bereitstellungsmenge zu 
beziehen und der vertikal aggre-
gierten Zahlungsbereitschaft aller 
Nutzer gegenüberzustellen. Zu-
dem werden die Kosten der Da-
tenspeicherung und -übertragung, 
die in der Tat kontinuierlich sinken 
und mittlerweile kaum noch ins 
Gewicht fallen, mit den Kosten für 
die Inhalteproduktion verwechselt. 
Dass ein weiterer Nutzer den Wert 
des bereitgestellten Angebots für 
die übrigen Nutzer nicht schmälert, 
verfängt daher nicht. Mit dersel-
ben Logik könnte man im Übrigen 
sämtliche Pressekioske kurz vor 
Ladenschluss zur Plünderung frei-
geben, da der Besitzer ohnehin auf 
den unverkauften Exemplaren der 
Tageszeitungen sitzenbliebe und 
somit keinen Verlust erlitte. Ent-
scheidend ist und bleibt aber, dass 
auch am nächsten Tag wieder neue 
Inhalte bereitgestellt werden. Das 
ist im Internet nicht anders als am 
traditionellen Kiosk.

Quersubventionierungsmodelle 
keine Patentlösung

Da auch von Vertretern der Free-
conomics die Finanzierungsnot-
wendigkeiten nicht negiert werden, 
verweisen diese vor allem auf die 
Möglichkeiten zur Quersubventi-
onierung von journalistischen In-
halten. Hierbei fi nanziert entweder 
eine kleinere Gruppe besonders 
interessierter Nachfrager über Pre-
miumbeiträge das Gesamtangebot 
(„Freemium“-Modelle) oder die Fi-
nanzierung wird, insbesondere bei 
werbefi nanzierten Modellen, gänz-
lich auf andere abgewälzt. Freemi-
um-Modelle dürften letztlich auf die 
hier vorgeschlagene Finanzierung 
durch Clubs hinauslaufen. Wel-
chen Teil seines journalistischen 
Angebots ein Medienanbieter als 
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Vorschau und Attraktor bereitstellt, 
ist dann eine graduelle Frage. 

In dem Maße, wie jedoch Wer-
bung die Hauptlast der Finan-
zierung schultern soll, bestehen 
schwerwiegende allokative Be-
denken. Wird die Wertschöpfung 
für einen journalistischen Inhalt 
aus der Attraktivität für Werbetrei-
bende abgeleitet, können leicht 
erhebliche Verzerrungen auftre-
ten. Die Präferenzen von Nutzer-
gruppen, die stärker auf Werbung 
reagieren, würden dann auch hö-
her gewichtet. Ähnliches gilt für 
ganze Rubriken von Inhalten (z.B. 
politische Berichterstattung vs. 
Produkttests). Eine Harmonie zwi-
schen der Wertschätzung für einen 
journalistischen Beitrag und den 
dadurch realisierbaren Werbeein-
nahmen dürfte systematisch nicht 
bestehen. Wie bei allen Quersub-
ventionierungspraktiken leidet die 
Konsumentensouveränität. Wel-
che gravierenden Fehlentwicklun-
gen daraus resultieren können, 
ließ sich in jüngster Zeit am Bei-
spiel des Massenprivatkundenge-
schäfts der Banken beobachten: 
Wenn die Beratungsleistung nicht 
separat entgolten, sondern über 
Abschlussprovisionen quersub-
ventioniert wird, leidet die unab-
hängige Beratungsleistung für den 
Kunden (Beratung und Werbung 
verschmelzen). Die Rolle eines 
Zusatzgeschäfts dürfte die Wer-
befi nanzierung auch im Internet 
spielen (in dem Maße wie Werbung 
Information vermittelt, kann sie so-
gar für den Medienkonsumenten 
nützlich sein), sobald sie jedoch zur 
dominierenden Finanzierungsform 
aufsteigt, droht die Kluft zwischen 
Nutzerpräferenzen und Inhalten zu 
groß zu werden.

Gefahr einer schleichenden 
Kulturfl atrate

Lehnt man die bestehenden Ex-
klusionstechniken aus außeröko-

nomischen Gründen ab und steht 
man auch den Quersubventionie-
rungsvarianten der Freeconomics 
skeptisch gegenüber, so landet 
man nahezu zwangsläufi g bei einer 
staatlichen Kulturfl atrate (aus dem 
Club-Kollektivgut wird dann ein 
Zwangskollektivgut). Diese Lösung 
ist aber kaum geeignet, dem Prinzip 
der Konsumentensouveränität ge-
recht zu werden, entsteht dadurch 
doch das planwirtschaftliche Prob-
lem, ein gegebenes Beitrags- oder 
Steueraufkommen auf die zahlrei-
chen und äußerst heterogenen In-
halteproduzenten aufzuteilen. Hier-
bei drohen entweder unbeherrsch-
bare (weil in ihrer Wirkung nicht 
abschätzbare) Kennzahlensysteme 
aus Klickraten und Seitenumfängen 
(gar mit Auf- und Abschlägen für 
bestimmte Genres?) oder erhebli-
che Missbrauchsmöglichkeiten mit 
entsprechendem Kontrollaufwand. 
Wettbewerb um die Gunst der 
Nutzer mutiert dann zur optimalen 
Anpassung an formale staatliche 
Vorgaben. Das Ideal der mündigen 
Mediennutzer bleibt dabei ebenso 
auf der Strecke wie ihr Einfl uss auf 
die Höhe des Gesamtbudgets für 
Kulturleistungen im Internet.4

In dem Maße, wie sich bislang 
getrennte Medienbereiche (insbe-
sondere Rundfunk und Printmedi-
en) über ihre Internetplattformen 
mehr und mehr überlappen, droht 
die bestehende Zwangsbeitragsfi -
nanzierung (GEZ-„Gebühren“) für 
den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk zu einer Kulturfl atrate durch 
die Hintertür zu werden. Zu seiner 
Entstehungszeit bezog das GEZ-
Modell seine ökonomische Legiti-
mation aus der damals begrenzten 
terrestrischen Übertragungskapa-
zität von Funkwellen zur Ausstrah-
lung von Hörfunk- und Fernseh-
programmen. Es ging also um die 

4 Vgl. hierzu auch den Katalog „16 Fragen zur 
Kulturfl atrate“ deutscher Schriftsteller, Über-
setzer und Verleger (http://www.boersenb-
latt.net/331190/).

Bewirtschaftung einer mit damali-
gen Technologien nicht vermehr-
baren knappen Ressource, die die 
Etablierung von verschiedenen im 
Wettbewerb stehenden Programm-
anbietern erheblich einschränk-
te. Fehlende Exklusionstechniken 
dürften zudem das Trittbrettfahrer-
problem verschärft haben. Darüber 
hinaus warf die monopolähnliche 
Kontrolle über das wichtigste Mas-
senmedium auch Fragen der Mei-
nungsvielfalt und -beherrschung 
auf. Diese Begründungen sind 
allesamt längst durch den techni-
schen Fortschritt überholt worden. 
Knappe Übertragungskapazitäten 
gehören der Vergangenheit an, und 
kostengünstige Exklusionstech-
niken stehen zur Verfügung. Inter-
nettechnologien ermöglichen die 
Verbreitung eines praktisch unbe-
schränkten Meinungsspektrums. 

Als Rückzugslinie, die im Zuge 
der Diskussion um die Kulturfl at-
rate abermals strapaziert wird, 
taucht verstärkt das Qualitätsar-
gument auf: die Inhalte des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks seien 
qualitativ hochwertiger als die der 
privaten Konkurrenz. Unabhängig 
vom Wahrheitsgehalt dieser Aus-
sage verkennt diese Sichtweise, 
dass den privaten Anbietern über 
eine De-facto-Steuerfi nanzierung 
des öffentlichen Angebots ein er-
heblicher Anteil am verfügbaren 
Spektrum abgeschnitten wird. Da 
GEZ-Gebühren unabhängig von 
der Nutzung gezahlt werden müs-
sen (obwohl geeignete Dekoder-
Lösungen längst bereitstünden), 
konkurrieren private Rundfunkan-
bieter mit einem Wettbewerber, der 
sein Gut verschenkt. Demzufolge 
bleibt ihnen nur noch die Kern-
nachfrage – sowohl quantitativ wie 
qualitativ. Das GEZ-Modell sorgt so 
für seine eigene Legitimation. Man 
stelle sich vor, eine Qualitätszei-
tung wie die FAZ würde verstaat-
licht und allmorgendlich ungefragt 
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und unentgeltlich allen Haushalten 
zugestellt. Vermutlich würde dies 
die überregionale Konkurrenz nicht 
überleben. Am Ende könnte man 
dann feststellen, dass nur der öf-
fentliche Anbieter eine bestimmte 
Qualität zu produzieren vermag.

Genau dieses Selbsterfüllungs-
szenario droht mit der zunehmen-
den Verschmelzung der vormals 
getrennten Medienbereiche. Hat 
das GEZ-Modell bislang seine ver-
zerrende Wirkung hauptsächlich 
auf dem Markt für Hörfunk- und 
Fernsehprogramme ausgeübt, so 
droht nun die Übertragung auf ei-
nen weit größeren Ausschnitt des 
Mediensektors. Hier besteht in der 
Tat Handlungsbedarf, um die staat-
liche Regulierung den geänderten 
technologischen Rahmenbedin-
gungen anzupassen. Die GEZ-Fi-
nanzierung eines breit angelegten 
öffentlich-rechtlichen Internetan-
gebotes erschwert die Etablierung 
kollektivgütertheoretisch sinnvoller 
Bereitstellungsmodelle für private 
Anbieter und bedroht daher den 
Medienwettbewerb im Internet.

Umwälzungen kein Grund 
staatlicher Regulierung

Hinsichtlich der übrigen Heraus-
forderungen, denen sich die etab-
lierten Medienanbieter ausgesetzt 
sehen, erscheinen zusätzliche 
staatliche Eingriffe derzeit kaum 
gerechtfertigt zu sein.5 Neue Tech-
nologien können zwar tradierte Ge-
schäftsmodelle erodieren, deren 
Bewahrung ist aber per se kein Ziel 
der Wirtschaftspolitik.

So verliert möglicherweise die 
Funktion der Auswahl und Zusam-
menstellung an Nachrichten in dem 
Maße an Gewicht, wie sich Nutzer 
das auf ihre Interessen abgestimm-

5 Vgl. zur Debatte über ein gesondertes 
Leistungsschutzrecht: Till K re u t z e r : Leis-
tungsschutzrecht für Verlage: Mehr Schaden 
als Nutzen, in: Carta (http://carta.info/15635/
leistungsschutzrecht-fuer-verlage-mehr-
schaden-als-nutzen/).

te Informationsbündel maschinell 
zusammenstellen lassen können, 
indem sie ihr Präferenzprofi l ent-
sprechend hinterlegen. Falls es 
dazu kommt, würde diese fi lternde 
Funktion des Journalismus an Be-
deutung verlieren – ein gesamtwirt-
schaftlicher Verlust wäre dies indes 
nicht, sondern vielmehr ein Pro-
duktivitätsgewinn. Journalistische 
Dienstleistungen würden sich dann 
stärker auf andere, weniger leicht 
automatisierbare Dienstleistungen 
verlagern (Primärrecherche, Kom-
mentierung).

In Hinblick auf das Verhältnis 
zwischen Inhalteproduzenten und 
-aggregatoren besteht eine ge-
genseitige Abhängigkeit. Niemand 
ist derzeit gezwungen, geschützte 
Inhalte den Suchmaschinenbetrei-
bern gegenüber bedingungslos zu 
öffnen. Um möglichst zahlreiche 
Nutzer anzuziehen, liegt Medienan-
bietern zwar etwas daran, dass ih-
re Inhalte von Interessenten mög-
lichst leicht gefunden werden kön-
nen. Dies ist aber z.B. auch dann 
gewährleistet, wenn der Inhalt zwar 
für die Suchmaschinen einsehbar 
ist, für übrige Interessenten aber 
auf Pay-per-View Basis oder über 
Subskriptions-Systeme abgerech-
net wird. Entsprechende Verein-
barungen lassen sich zwischen 
beiden Parteien, die ja ein in dieser 
Hinsicht gleichgerichtetes Inter-
esse haben, auch ohne staatliche 
Eingriffe vereinbaren.

Fazit: Preismodelle nicht 
vorzeitig über Bord werfen

Grundsätzlich stellen neue Kom-
munikationstechniken nicht nur 
bisherige Publikationsmodelle in 
Frage, sondern sie schaffen auch 
neue Exklusions- und Finanzie-
rungsmöglichkeiten, journalistische 
Inhalte als Club-Kollektivgüter be-
reitzustellen. Man sollte daher die 
Tragfähigkeit von Beitrags- oder 
Mikrogebührenmodellen nicht vor-

schnell als impraktikabel verwerfen 
und den Status quo vieler Gratis-
angebote nicht als naturgegeben 
in die Zukunft fortschreiben. Hierzu 
trägt auch ein systemischer Aspekt 
bei: Preismodelle haben es insbe-
sondere dann schwer, wenn sie 
gegen Konkurrenten mit Gratisan-
geboten antreten müssen (zumal, 
wenn diese auf staatliche Finanzie-
rungsmittel zurückgreifen können). 
Solange private Anbieter ein Gra-
tisangebot aufrechterhalten kön-
nen, das den Nutzeranforderungen 
entspricht, wandern Kunden zu 
diesen ab. Ist das Geschäftsmodell 
des Gratiskonkurrenten stabil (gibt 
es also wirksame, nicht allzu ver-
zerrende Quersubventionierungs-
möglichkeiten wie ein Freemium-
Modell), so kann dieses ja auch von 
anderen adaptiert werden. Falls 
nicht, geht der Konkurrent früher 
oder später unter. Scheiden dann 
mehr und mehr Gratisanbieter aus, 
verringern sich die Abwanderungs-
alternativen und echte Preismodel-
le fi nden leichter Akzeptanz.

Darüber hinaus wird ein direktes 
Leistungs-Gegenleistungs-Ver-
hältnis zwischen Inhalteanbieter 
und Nutzer dadurch begünstigt, 
dass die Zeit als einzige Natur-
konstante in dieser Gemengelage 
für den Nutzer mit wachsendem 
Wohlstand immer kostbarer wird. 
Je besser also das Inhalteangebot 
der Medienproduzenten (relevante, 
schnell verfügbare und gründlich 
recherchierte Information ohne 
aufmerksamkeitszehrende Werbe-
ablenkung) desto höher die Zah-
lungsbereitschaft und desto ge-
ringer die Neigung, die gesuchten 
Informationen zwar gratis, aber mit 
höherem Zeitaufwand, zu erlangen. 
Geeignete Abrechnungssysteme 
hierfür zu schaffen, ist Aufgabe 
der Medienproduzenten, nicht des 
Staates.
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Jörn Kruse

Finanzierung von Nachrichten-Angeboten im Internet

Der internationale Großverleger 
Rupert Murdoch hat kürzlich 

ein Thema noch einmal neu in die 
Diskussion gebracht, das viele Ver-
lagshäuser in aller Welt seit langem 
mit Sorge erfüllt. Er beklagte, dass 
die Produkte von Medienunterneh-
men (im Folgenden geht es insbe-
sondere um redaktionelle Bericht-
erstattung über Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft) im Internet für die 
Konsumenten weitgehend gratis 
angeboten werden. Damit würden 
die traditionellen Geschäftsmodel-
le der etablierten Medienunterneh-
men erodiert. Dies werde ein Ende 
haben, was sich in seinem vielfach 
zitierten Satz ausdrückt „the cur-
rent days of the free internet will 
soon be over“, wobei fraglich ist, 
ob dies letztlich eine positive oder 
eine normative Aussage ist. Er 
stellt jedenfalls in Aussicht, dass 
seine Medienobjekte ihre Inter-
netinhalte zukünftig gegen Entgelt 
anbieten werden. Andere Medien-
unternehmen (in Deutschland z.B. 
der Axel-Springer-Verlag) haben 
dies zustimmend kommentiert und 
ähnliche Projekte angekündigt.

Dass Murdoch an der bisherigen 
Situation etwas ändern möchte, 
ist gut nachvollziehbar. Schließlich 
sind die Gewinne seines Verlagsim-
periums gewaltig eingebrochen. 
Und niemand glaubt, dass das 
Volumen der Werbemärkte ausrei-
chen wird, um die wegbrechenden 
Abonnements- und Einzelverkaufs-
erlöse der gedruckten Zeitungen 
und Zeitschriften zu kompensie-
ren. Es würde also vermutlich zum 
Verlust von Medienobjekten (Zei-
tungen, Zeitschriften etc.) und re-
daktionellen Einheiten führen und 
damit auch zu einer Minderung der 

publizistischen und der Meinungs-
vielfalt.

Fraglich ist jedoch, ob Pay-
Content-Geschäftsmodelle bei 
allgemeinen Nachrichten in nen-
nenswertem Umfang erfolgreich 
(d.h. kostendeckend) sein können. 
Dies muss bezweifelt werden. Es 
ist zu vermuten, dass Murdoch mit 
seiner oben zitierten Aussage sei-
ne Macht deutlich überschätzt. Es 
gibt nämlich eine Reihe von ökono-
mischen Faktoren, die hohe Hür-
den für erfolgreiche Pay-Modelle 
für allgemeine Nachrichten über 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
aufbauen. Diese liegen nicht nur 
auf der Output-Ebene, sondern 
auch auf der Input- und der Pro-
duktionsebene, wie im Folgenden 
noch erläutert wird.

Die schlechte Prognose mag 
man bedauerlich fi nden, da eine di-
rekte Entgeltfi nanzierung durch die 
jeweiligen Konsumenten von Öko-
nomen generell als die natürlichs-
te und a priori effi zienteste Finan-
zierungsform betrachtet wird. Um 
solche Kategorien hat sich jedoch 
die wirtschaftliche  Realität noch 
nie geschert und tut es auch hier 
nicht. In der Realität kommerzieller 
Märkte ist allein entscheidend, ob 
ein Geschäftsmodell mittelfristig 
kostendeckend ist oder nicht, egal 
auf welcher Art von Erlösen oder 
sonstigen Finanzierungsquellen 
dies beruht.

Über die volkswirtschaftlichen 
Aspekte hinaus kann man fragen, 
ob die absehbare Entwicklung 
eventuell aus gesellschaftlicher 
Sicht problematisch ist. Schließ-
lich sind politische Nachrichten 
als Element der demokratischen 

Meinungsbildung auch ein sehr 
delikates Gut. Man kann davon 
ausgehen, dass sich die Tendenz 
fortsetzt, dass immer weniger 
Menschen Zeitungen abonniert 
haben und stattdessen ihre Nach-
richten und Kommentare aus dem 
Internet beziehen. Führt dies even-
tuell zu höherer Konzentration der 
Informationsquellen, geringerer 
publizistischer Vielfalt und neuen 
Gefahren für die unverzerrte Mei-
nungsbildung?

Funktionsprobleme auf
Nachrichtenmärkten?

Betrachten wir zunächst die Fra-
ge, ob (und gegebenenfalls warum) 
kommerzielle Märkte für Internet-
Nachrichten aus ordnungstheore-
tischer Sicht Funktionsprobleme 
haben. Ein erster Blick auf die rea-
len Angebotsstrukturen bei Online-
Nachrichten legt die Vermutung 
nahe, dass der originäre Marktme-
chanismus für das Gut Nachrichten 
nicht adäquat funktioniert. Liegen 
hier eventuell Ausschlussprobleme 
vor? Warum sonst dominieren hier 
andere Finanzierungsformen (die 
im Folgenden als surrogativ be-
zeichnet werden)? 

Als originäre Finanzierung wird 
hier die Erlöserzielung durch Zah-
lungen von den Mediennutzern be-
zeichnet. Demgegenüber werden 
surrogative Finanzierungen aus 
anderen Quellen gespeist. Dazu 
gehört in erster Linie diejenige über 
Werbung, deren Wahrnehmung mit 
der Mediennutzung komplementär 
verbunden ist. Zweitens können 
gegebenenfalls andere Interessen 
eine Finanzierung rechtfertigen, 
z.B. um Image- bzw. Nachfrage-
vorteile für andere Produkte des 
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Unternehmens (z.B. Spiegel-On-
line für die Spiegel-Printausgabe) 
zu generieren oder um eine Platt-
form zu etablieren, die später ge-
gebenenfalls für andere Interessen 
genutzt werden kann. Eine dritte 
Finanzierungsform dieser Art ist 
diejenige über allgemeine Steuern 
oder spezifi sche Gebühren (Rund-
funkgebühren), was einen explizi-
ten staatlichen Eingriff voraussetzt 
und damit auf einer anderen gesell-
schaftlichen Entscheidungsebene 
angesiedelt ist.

Wenn bei einem Gut (wie On-
line-Nachrichten), dessen Nutzen 
für die Konsumenten außer Frage 
steht, eine originäre Finanzierung 
durch Erlöse von diesen Konsu-
menten nicht möglich oder beson-
ders schwierig ist, vermutet man 
zuerst, dass das Ausschlussprinzip 
nicht funktioniert. Im vorliegenden 
Fall ist jedoch klar, dass es hier 
jedenfalls kein technisches Prob-
lem ist. Betrachten wir dies etwas 
grundsätzlicher im Kontext anderer 
Medien.

Für die allermeisten allgemeinen 
Nachrichten und Hintergrundbe-
richte über Politik, Gesellschaft 
und Wirtschaft gilt für sich genom-
men die Nichtrivalität (Ausnahmen 
sind im Einzelfall eventuell einige 
börsenrelevante Nachrichten), und 
zwar in praktisch allen Medien. Der 
Mehrpersonen-Konsum und die 
Multiplikation der Informationen für 
weitere Nutzer ist in der Regel oh-
ne Weiteres möglich.

Printmedien

Bei den Printmedien (Zeitungen, 
Zeitschriften, Bücher) funktioniert 
das Ausschlussprinzip traditionell 
relativ problemlos über die phy-
sischen Trägereigenschaften und 
Konsumgewohnheiten bezüglich 
des einzelnen Druckexemplars. 
Grundsätzlich können die Produkti-
onskosten (wenngleich nicht immer 

für jedes beliebige Objekt) durch 
originäre Erlöse gedeckt werden. 
Dies schließt nicht aus, dass die 
meisten Zeitungen und Zeitschrif-
ten zusätzliche Werbeerlöse gene-
rieren und einige von ihnen sogar 
überwiegend oder ausschließlich 
(Anzeigenblätter) durch Werbung 
fi nanziert werden.

Das Funktionieren des Aus-
schlussprinzips wird auch nicht 
dadurch in Frage gestellt, dass vie-
le Exemplare durch mehrere Leser 
konsumiert werden. Außerdem ist 
das Kopieren von einzelnen Arti-
keln und Zeitungsseiten und das 
Weitergeben an andere Nutzer, die 
damit nicht zur Finanzierung des 
Mediums beitragen, seit langem 
möglich. Dennoch sind die Kon-
sumeinschränkungen, Zeitverluste 
und Kopierkosten im Vergleich mit 
den Heftkosten derart gewesen, 
dass dies nicht in großem Umfang 
erfolgte und jedenfalls nicht die Ei-
genwirtschaftlichkeit der Objekte 
gefährdet hat.  Das Ausschluss-
prinzip für die Lieferung von Nach-
richten funktionierte bei den Print-
medien also technisch und wirt-
schaftlich ganz gut.

Fernsehen

Beim Fernsehen war von An-
beginn (bis zur Entwicklung der 
Verschlüsselungstechnologie) der 
Ausschluss bei terrestrischer und 
Satellitenausstrahlung technisch 
nicht möglich. Deshalb wurden 
surrogative Finanzierungsformen 
angewandt, die wir heute zusam-
menfassend als Free-TV bezeich-
nen, und die ein Gratisangebot für 
die Zuschauer darstellen.

Dazu gehört einerseits die kom-
plette Werbefi nanzierung bei den 
privaten Fernsehprogrammen und 
andererseits die überwiegende 
Finanzierung durch steuerähnli-
che Gebühren bei den öffentlich-
rechtlichen Programmen. Dennoch 

kann man die Auffassung vertre-
ten, dass das ARD-Programm zu 
Monopolzeiten (also vor Gründung 
des ZDF) praktisch Pay-TV war, 
da den Zuschauern gegenüber ein 
„juristisches Ausschlussprinzip“ 
angewandt wurde, und die Zahlun-
gen der Konsumenten (trotz einiger 
„Schwarzseher“) die Kosten deck-
ten. Es handelte sich insofern um 
eine originäre Finanzierung.

In der nachfolgenden Zeit, also 
bei Existenz zahlreicher privater 
und öffentlich-rechtlicher Pro-
gramme, war eine Anwendung des 
Ausschlussprinzips auf einzelne 
Programme technisch unmöglich. 
Insofern wurden weder die priva-
ten noch die öffentlich-rechtlichen 
Programme originär fi nanziert, und 
das gesamte Fernsehsystem wur-
de von surrogativen Finanzierung-
formen getragen, in erster Linie 
über Werbung (inklusive Sponsor-
werbung) und Rundfunkgebühren.

Aus rein technischer Sicht sind 
diese Zeiten jedoch längst wieder 
vorbei. Heute ist/wäre die Anwen-
dung des Ausschlussprinzips für 
einzelne Fernsehprogramme tech-
nisch problemlos möglich, indem 
das Signal verschlüsselt wird. Dass 
das „marktwirtschaftliche Original“ 
(nämlich der Preismechanismus in 
Form des Pay-TV) dennoch nicht 
die surrogativen Finanzierungsfor-
men (Werbung, Rundfunkgebüh-
ren) ersetzt hat, liegt an besonde-
ren Faktoren, die auf anderen Ebe-
nen liegen.

Der erste Faktor sind die „Gratis-
Präferenzen“ des Publikums, das 
heißt die Vorliebe für „Umsonst-
Konsum“. Dies begründet den ge-
nerellen Erfolg aller (privaten und 
öffentlich-rechtlichen) Free-Pro-
gramme gegenüber allen Pay-For-
men. Die meisten Zuschauer kon-
sumieren lieber oder ausschließlich 
gratis, auch wenn sie dafür andere 
Nachteile (z.B. Werbeunterbre-
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chungen bei Spielfi lmen) in Kauf 
nehmen müssen. Ein weiterer da-
mit zusammenhängender Faktor 
ist die hohe Werbetoleranz (also 
das geduldige Ertragen von Re-
klame) eines großen Teils des Pu-
blikums, die ihre Gratispräferenzen 
unterstützt.

Ein dritter Faktor ist die „insti-
tutionelle Trägheit“ einmal beste-
hender Programmanbieter. Alle 
Institutionen, die einmal existie-
ren, sorgen nach Möglichkeit für 
ihr Überleben, wenn es sein muss 
auch auf verschiedenen Ebenen. 
Für rein kommerzielle Anbieter 
fi ndet dies jedoch eine Grenze an 
der mittelfristigen Kostendeckung, 
so dass keine Überlebensgaran-
tie besteht. Eine solche besteht 
jedoch quasi bei öffentlich-rechtli-
chen Programm anbietern, die von 
politischen Entscheidungen und 
rechtlichen Konstrukten geschaf-
fen und seither hinsichtlich des 
Gebührenvolumens und der Zahl 
der Programme stark ausgeweitet 
wurden. Diese Existenzgarantie 
kann man einerseits kritisch sehen, 
da sie starke Wettbewerbsvorteile 
gegenüber privaten Anbietern er-
zeugt. Andererseits kann man dem 
speziell bei politischen Nachrichten 
auch positive Seiten abgewinnen, 
da eine institutionelle Stabilität eine 
Unabhängigkeit von kurzfristigen 
wirtschaftlichen Interessen schafft.

Pay-TV

Es sind nicht nur Pfadabhängig-
keiten, die die Dominanz des Free-
TV erklären. Auch bei Konkurrenz 
zwischen Pay-TV und werbefi nan-
ziertem Fernsehen von Beginn an 
würde sich das werbefi nanzierte 
Fernsehen wegen der Gratispräfe-
renzen gegen das Pay-TV durch-
setzen.

Dass das Pay-TV überhaupt in 
einem erwähnenswerten Umfang 
existiert, hängt vor allem damit 
zusammen, dass die Fernseh-

rechte für Premium-Content auf 
Input-Märkten exklusiv erworben 
und genutzt werden können. Un-
ter Premium-Content versteht man 
Inhalte von besonders hoher Pu-
blikumsattraktivität, die praktisch 
nicht substituiert werden können. 
Die vertraglich vereinbarte Exklusi-
vität kennzeichnet das durchsetz-
bare Recht eines Programms, als 
einziges einen bestimmten Inhalt 
ausstrahlen zu dürfen. Beim Fern-
sehen gilt dies insbesondere für 
attraktive Fußballspiele und andere 
Sportveranstaltungen sowie für die 
erste Fernsehausstrahlung beson-
ders erfolgreicher Spielfi lme.

Ohne die tatsächliche Möglich-
keit, solche Inputs von den origi-
nären Rechteinhabern (Sportver-
anstalter, Filmproduzenten etc.) 
exklusiv (d.h. insbesondere unter 
Ausschluss von Free-TV) zu er-
werben, würden Pay-Programme 
praktisch nicht existieren können. 
Die Konsumenten abonnieren nur 
dann Pay-Programme und bezah-
len nur dann für einzelne Sendun-
gen (Pay-per-View) wenn es sich 
um hochattraktive Inhalte handelt, 
die exklusiv angeboten werden, 
d.h. insbesondere, dass sie nicht 
im Free-TV verfügbar sind.

Internet

Im Internet war es technisch 
von Beginn an möglich, das Aus-
schlussprinzip anzuwenden. Den-
noch sind die meisten Webseiten 
für die Konsumenten gratis be-
reitgestellt worden. Daraus haben 
sich bei den Nutzern Gratiserwar-
tungen und eine Gratiskultur entwi-
ckelt, die man in ihren Auswüchsen 
(insbesondere bei der Verletzung 
von Property Rights etc.) auch als 
Gratisideologie bezeichnen kann. 
Diese suggeriert, dass es quasi ein 
Menschenrecht auf Gratis-Informa-
tionen ebenso wie auf Gratis-Atem-
luft gibt. Im Gegensatz zu Letzterer 
verursachen  Informationsbereit-

stellungen jedoch Produktionskos-
ten, was grundsätzlich die Frage 
aufwirft, wie diese gedeckt werden 
sollen/können.

Dies gilt auch für Nachrichten 
und politische Berichterstattung. 
Hier haben die einschlägigen An-
bieter aus anderen Mediengat-
tungen (Zeitungen, Zeitschriften, 
Hörfunk, Fernsehen) dazu beige-
tragen, dass ein breites Online-An-
gebot gratis verfügbar ist. Dies war 
anfangs für diese insofern plausi-
bel, als die Inkrementalkosten des 
Internet-Angebots wegen bereits 
vorhandener Redaktionen für das 
Stamm-Medium relativ begrenzt 
waren und außerdem Lernkurven-
effekte intendiert wurden.

In der Folge gab es insofern 
auch keine Interneterlöse für diese 
Angebote. Dies war anfangs relativ 
unproblematisch, weil die etablier-
ten Medienobjekte der entspre-
chenden Unternehmen die Erlöse 
generierten, die für das wirtschaft-
liche Überleben erforderlich wa-
ren. Mit rückläufi gen Printerlösen 
und einem Ansteigen der Online-
Nutzung änderte sich jedoch das 
Bild kontinuierlich und wirft jetzt 
die Probleme auf, die Murdoch wie 
oben zitiert angesprochen hat.

Hätte es auch eine Möglichkeit 
gegeben, funktionierende Ge-
schäftsmodelle auf der Basis von 
Pay-Angeboten zu realisieren? Dies 
kann man wohl ausschließen. Die 
Zahlungsbereitschaft für ein einzel-
nes Pay-Nachrichten-Portal hätte 
nicht ausgereicht, die Kosten eines 
solchen Angebotes zu fi nanzieren. 
Der Grund liegt nicht in einer unzu-
reichenden „grundsätzlichen Wert-
schätzung“ des Produktes durch 
die Konsumenten, sondern darin, 
dass immer genügend alternative 
gleichwertige Gratisangebote vor-
handen sein würden, so dass für 
die Konsumenten keine Veranlas-
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sung bestanden hätte, dafür extra 
zu zahlen.

Vermutlich hätte nicht einmal ein 
Kartell der traditionellen Medien-
Unternehmen (Print- und audio-
visuelle Medien), ihre Angebote 
entgeltpfl ichtig zu machen, es ver-
mocht, derartige Geschäftsmodelle 
zu etablieren. Es hätten immer ge-
nügend Außenseiter bereitgestan-
den bzw. wären neu aufgetreten, 
die Gratis-Online-Nachrichten ge-
liefert hätten. Damit wäre das Kar-
tell relativ schnell zerfallen. Aus den 
gleichen Gründen wäre ein Kartell 
auch intern instabil und (auch ohne 
staatliche Wettbewerbsbehörden) 
zum Scheitern verurteilt bzw. es 
würde gar nicht erst gebildet wer-
den.

Diese Einschätzung unterstellt 
implizit zwei Charakteristika des 
betreffenden „Marktes“. Einerseits 
enthält sie die Annahme, dass die 
Pay-Portale bei allgemeinen Nach-
richten auf Dauer keine entschei-
dend höhere Qualität als Free-An-
bieter und/oder Newcomer produ-
zieren können, um trotz ubiquitärer 
Gratisangebote eine hinreichende 
Zahlungsbereitschaft zu generie-
ren. Andererseits dürften auch die 
eher geringen Markteintrittsbarrie-
ren aufgrund von Lernkurveneffek-
ten und etablierten Markennamen 
(z.B. Spiegel Online etc.) nicht aus-
reichen, um Gratis-Newcomer lan-
ge fernzuhalten.

Dabei muss man bedenken, 
dass Nachrichten relativ leicht er-
stellbar bzw. reproduzierbar sind. 
Die Nachrichten selbst werden 
über entsprechende Agenturen 
geliefert, so dass von daher keine 
Möglichkeit besteht, qualitative 
Unterschiede auf der Inputseite zu 
nutzen. Es gibt auch keinerlei Ex-
klusivität bezüglich der Nachrich-
ten. Die eigentlichen Leistungen ei-
nes Medienobjekts beim Angebot 
von Nachrichten gegenüber den 

Endkunden bestehen jedoch in ei-
ner adäquaten Auswahl der Nach-
richten aufgrund einer sachgerech-
ten Einschätzung der Relevanz  so-
wie in einer Präsentation und Dar-
stellung (Länge, Diktion, fachliches 
und sprachliches Niveau, Ästhetik) 
in einer Weise, die den kognitiven 
Voraussetzungen und Ansprüchen 
sowie dem Geschmack der Konsu-
menten entspricht.

Die Auswahl der Nachrichten 
ist allerdings etwas, das sich pro-
blemlos von anderen Medienob-
jekten kopieren lässt, auch wenn 
man selbst nicht über eine eigene 
kompetente Redaktion verfügt. Es 
ist insofern relativ einfach, relevan-
te Nachrichten für jedermann auch 
ohne einen eigenen großen redak-
tionellen Apparat zu präsentieren.

Etwas anders ist es mit der po-
litischen Kommentierung und Hin-
tergrundberichterstattung. Dies 
erfordert ein Maß an redaktionel-
ler oder anderweitiger fachlicher 
Kompetenz, die nicht ohne Weite-
res verfügbar ist. Allerdings können 
hierzu freie Journalisten oder Ex-
perten herangezogen werden, die 
diese Kompetenzen im Einzelfall 
liefern können. Allerdings ist dies 
nicht nur für Pay-Portale möglich, 
sondern grundsätzlich für alle.

Es ist sehr unwahrscheinlich, 
dass in diesem Bereich einzelne 
Inputs (z.B. Star-Kommentatoren 
oder populäre Experten) einen Pre-
mium-Content-Status erlangen, 
der von Pay-Portalen in einer Wei-
se exklusiv genutzt werden kann, 
die hinreichende Erlöse generiert. 
Die gesamte Expertise ist (wegen 
der großen Zahl von Fachgebieten) 
breit gestreut, was Stareffekten 
entgegen steht. Zudem wären Ex-
perten in der Regel auch nicht län-
gerfristig zu binden. Da man davon 
ausgehen kann, dass die Konsu-
menten eine generelle Aversion ge-
gen Zahlinhalte im Internet haben, 

sind Gratis-Portale hier immer im 
Vorteil.

Dennoch könnte es sein, dass 
nicht ganze Portale zahlungspfl ich-
tig gemacht werden, sondern nur 
einzelne Beiträge, die von klick-
starken Webseiten erreicht werden 
können. Allerdings wäre jede Art 
von entgeltpfl ichtigem Premium 
Content im Internet das bevorzug-
te Zielobjekt für legale und illegale 
Kopien, was hier noch einfacher ist 
als bei Musik und Videos.

Ein weiteres Problem für Pay-
Portale bei Nachrichten ist, dass 
die Konkurrenz diverser Fernseh-
programme weiter besteht, die 
ebenfalls gratis sind. Die Gesamt-
heit der Programme liefert zu fast 
jeder Tageszeit Nachrichten, so 
dass auch von daher für die Kon-
sumenten keine Notwendigkeit be-
steht, für Nachrichten im Internet 
zu zahlen, selbst wenn sämtliche 
Webseiten kostenpfl ichtig wären.

Premium-Content-Elemente?

Gibt es Perspektiven für Nach-
richten mit Premium-Content-Ele-
menten, die Pay-Angebote trag-
fähig machen? Es wäre zu fragen, 
ob es ein Portal geben könnte, das 
jeweils die relevanten und bewe-
genden Nachrichten als erstes ver-
lässlich einordnet bzw. das aktuelle  
Bildmaterial als erstes präsentiert. 
Für das Bildmaterial sind sogar 
Urheberrechte relevant, für die ex-
klusive Rechte konstituiert werden 
könnten. Dies setzt für ein Pay-Mo-
dell jedoch voraus, dass die inter-
dependenten Effekte zwischen der 
Menge von zahlenden Nutzern und 
dem Budget für exklusiven attrak-
tiven Input so hoch sind, dass die 
von den Nutzern eigentlich bevor-
zugten werbefi nanzierten Websei-
ten regelmäßig überboten werden 
können. Dies ist in einem kompeti-
tiven Markt mit derartig vielen Spie-
lern jedoch nicht zu erwarten. Und 
exklusiver Premium-Content ist be-
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züglich redaktioneller Kommentare 
und Experten-Statements ohnehin 
praktisch ausgeschlossen.

Etwas anders könnten die Per-
spektiven für Pay-Content sein, 
wenn  statt allgemeiner Nachrich-
ten spezialisierte Informations-
dienste betrachtet werden. Dies 
könnten Portale sein, die Insider-
Informationen für bestimmte Bran-
chen, Communities, Fachgebiete 
etc. liefern. Portale für solche spe-
zifi schen Gruppen werden vor-
zugsweise von anderen Insidern 
gespeist, die nahe an der Quelle 
sind. Wenn der Nutzen für die je-
weiligen Konsumenten gerade 
darin besteht, früher oder besser 
als die Konkurrenten (andere Un-
ternehmen oder andere Personen) 
informiert zu sein und aus diesem 
Vorsprung spezifi sche Vorteile ge-
neriert werden können, kann die 
Lage anders sein. Dann sind die 
Informationen (mindestens tem-
porär) nicht mehr nicht-rival. Da-
bei ist für die Funktionsfähigkeit 
des Geschäftsmodells eine (in der 
Regel kleine) Zahl von Konsumen-
ten erforderlich, von denen jeder 
eine hohe Zahlungsbereitschaft 
aufweist. Eine Werbefi nanzierung 
würde jedoch in der Regel hohe 
Nut zerzahlen erfordern, was den 
Vorteil des Gutes „prioritäre Insi-
der-Informationen“ selbst konter-
karieren würde.

Für „allgemeine Nachrichten 
für jedermann“ ist jedenfalls die 
Schlussfolgerung, dass auch in 
Zukunft keine Pay-Nachrichten in 
nennenswertem Umfang zu erwar-
ten sind. Das heißt, dass surroga-
tive Finanzierungsinstrumente vor-
herrschen werden, insbesondere 
die Werbefi nanzierung.

Gesellschaftliche Probleme?

Zur gesellschaftlichen Bewer-
tung sollen noch zwei Fragen erör-
tert werden. Die erste bezieht sich 
auf mögliche Konzentrationsten-

denzen. Besteht die Gefahr, dass 
der Markt für Online-Nachrichten 
eine ähnlich hohe Konzentration 
erreicht (bzw. ein Quasi-Monopol 
wird) wie die Märkte für Suchma-
schinen (Google) und Auktionen 
(Ebay) und dass sich daraus Ge-
fahren für die pluralistische Mei-
nungsbildung ergeben?

Wenn sich bei ubiquitären, elek-
tronischen Gratis-Angeboten in ei-
ner bestimmten Phase eine popu-
läre Meinung bildet, was „das Bes-
te“ ist, hat dies wegen der Netz-
werkeffekte oft selbstverstärkende 
Konzentrationswirkungen aufgrund 
interdependenter Erhöhungen von 
Qualität und Nutzung.

Im Gegensatz zu den Märkten 
von Google und Ebay werden je-
doch Webseiten mit geringeren 
Marktanteilen nicht das Feld räu-
men, da viele von ihnen von ihren 
Stammredaktionen in Print- und 
audiovisuellen Medien gespeist 
werden und für diese Image- und 
Nachfrageeffekte erzeugen.

Außerdem ist schon das Errei-
chen besonders hoher Marktan-
teile hier viel schwieriger als bei 
Google und Ebay, weil es für ande-
re Webseiten relativ leicht möglich 
ist, erfolgreiche Produkte bezüglich 
Nachrichtenauswahl, Nachrichten-
präsentation etc. zu kopieren, so 
dass genügend ähnliche Angebo-
te im Netz sein werden. Außerdem 
sind die Markteintrittsbarrieren für 
neue Anbieter vergleichsweise ge-
ring.

Falls dennoch ein Portal ei-
nen sehr hohen Marktanteil er-
reichen sollte, wäre es für dieses 
praktisch unmöglich, seine Stel-
lung (wirtschaftlich oder politisch) 
missbräuchlich auszunutzen, was 
schon zur zweiten Frage überleitet.  

Diese bezieht sich darauf, ob 
eine Werbefi nanzierung für die 
Qualität bzw. Neutralität von Poli-
tikinformationen problematisch ist. 

Beispielsweise könnte man sich 
vorstellen, dass ein werbefi nanzier-
tes (dominantes) Portal bestimmte 
Nachrichten weglassen, verzögern, 
tiefhängen etc., oder im Gegenteil 
bestimmte Ereignisse skandalt-
rächtig aufmachen könnte, wenn 
dies für die eigenen Werbekunden 
vorteilhaft ist (eventuell sogar auf 
deren Druck).

Allerdings kann man davon aus-
gehen, dass dies gerade bei On-
line-Nachrichten relativ schnell ent-
deckt und von der Internet-Com-
munity sanktioniert werden würde. 
Derartiges Fehlverhalten birgt in 
der Internet-Sphäre ein besonders 
hohes Risiko schnellen und be-
deutsamen Verlustes von Glaub-
würdigkeit, Nutzer-Akzeptanz und 
Werbeerlösen. Es hätte insofern ei-
nen hohen wirtschaftlichen Verlust 
für die Webseite zur Folge.

Während etwa bei Printmedien 
mit hoher Leser-Blatt-Bindung und 
vergleichsweise trägen Abonne-
mentsbeziehungen z.B. eine do-
minante Zeitschrift (wie der Stern) 
für schwerwiegende Fehler (wie die 
Hitler-Tagebücher) zwar mit gewis-
sen Aufl agenverlusten „bestraft“ 
wird, aber nicht mit dramatischen 
Rückgängen oder einem Exis-
tenzverlust, kann dies bei Online-
Portalen durchaus anders sein. 
Ein schwerwiegender Verstoß ge-
gen journalistische Prinzipien (z.B. 
Einfl uss von Werbekunden auf re-
daktionelle Aussagen) und Glaub-
würdigkeit würde vermutlich zu 
dramatischen Einbrüchen bei den 
Werbeerlösen oder sogar zu einem 
Ruin des Portals führen.

Insofern dürfte weder in einer 
Konzentration noch in der Werbefi -
nanzierung ein besonderes gesell-

schaftliches Gefahrenpotential zu 

sehen sein.
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Seit einiger Zeit bemängeln im-
mer mehr Betreiber von Inter-

netplattformen die Existenz einer 
angeblichen Gratiskultur im Inter-
net. Damit ist vor allem gemeint, 
dass Leser der Online-Versionen 
von Zeitungen, Zeitschriften oder 
anderen Online-Portalen diese 
Dienste kostenlos in Anspruch 
nehmen und auch nur eine gerin-
ge Zahlungsbereitschaft für die-
sen Content vorhanden ist. Rupert 
Murdoch etwa hat daher auch ein 
Ende der Gratiskultur ausgerufen 
und verkündet, bestimmte Inhalte 
nur noch gegen eine Gebühr be-
reitzustellen.1 Die Frage, die sich 
dabei aufdrängt ist jedoch, war-
um zwar ein Ende der Gratiskultur 
ausgerufen wird, die Preisstrate-
gien der Plattform-Betreiber sich 
aber dennoch bisher nicht geän-
dert haben. Was hat es also mit 
dieser angeblichen Gratiskultur 
auf sich und warum wurden die 
entsprechenden Online-Angebote 
bisher nur äußerst selten durch 
Gebühren am Inhaltemarkt fi nan-
ziert?

Zweiseitige Märkte und
zweiseitige Plattformen

Um diese Frage zu beantwor-
ten, muss zunächst ein Begriff 
erläutert werden, der erst seit re-
lativ kurzer Zeit Gegenstand der 
ökonomischen Theorie ist. Hier-
bei handelt es sich um die soge-
nannte Theorie der zweiseitigen 

1 Vgl. z.B. Neue Zürcher Zeitung vom 
9.5.2009, „Medienzar Rupert Murdoch will 
Geld für Internet-Informationen“.

Ralf Dewenter

Die Preissetzung von Internet Content Providern: 
Oder naht das Ende der „Gratiskultur“?

Märkte.2 Zweiseitige Märkte (auch 
mehrseitige genannt) werden vor 
allem dadurch begründet, dass 
zwei- oder mehrseitige indirek-
te Netzwerkeffekte vorliegen. Es 
sind also mindestens zwei Netz-
werke (oder Gruppen) vorhanden, 
deren Nutzen gegenseitig von der 
Größe des jeweilig anderen Netz-
werkes (bzw. Gruppe) beeinfl usst 
wird. Zwischen den Netzwerken 
entstehen so gegenseitige indirek-
te Netzwerkeffekte. So profi tieren 
die Nutzer einer Kreditkarte von 
einer möglichst großen Gruppe an 
Händlern, die die entsprechende 
Karte akzeptieren. Auf der anderen 
Seite steigt der Nutzen der Händ-
ler, wenn die Gruppe der Nutzer 
einer bestimmten Kreditkarte hoch 
ist. Ein weiteres Beispiel fi ndet 
sich bei Einkaufszentren. Je grö-
ßer die Anzahl an verschiedenen 
Geschäften, desto größer der Nut-
zen der Kunden. Je mehr Kunden 
aber ein Zentrum besuchen, desto 
größer auch die potenzielle Nach-
frage und damit der Nutzen der 
Geschäftsleute.

Medienmärkte sind in aller Regel 
ebenfalls zweiseitige Märkte. Vor 
allem bei Medien, die sich zumin-
dest zu einem Teil aus Werbung 
fi nanzieren, wird die Wirkung der 
indirekten Netzwerkeffekte schnell 

2 Manche Märkte weisen auch mehr als zwei 
Seiten auf, sie werden dann entsprechend 
als mehrseitige Märkte bezeichnet. Zur The-
orie der zweiseitigen Märkte vgl. z.B. J. C. 
R o c h e t , J. T i ro l e : Plattform Competiti-
on in Two-Sided Markets, in: Journal of the 
European Economic Association, 2003, 1(4), 
S. 990-1029, oder R. D e w e n t e r : Two-sided 
Markets, in: MedienWirtschaft: Zeitschrift für 
Medienmanagement und Kommunikations-
ökonomie, 2/2006, S. 57-62.

deutlich. So profi tieren die Werbe-
kunden von einer hohen Anzahl an 
Rezipienten, da die Werbung eine 
weite Verbreitung fi ndet. Der Nut-
zen der Rezipienten wird dagegen 
von der Anzahl der Werbekunden 
bzw. dem Ausmaß der Werbung 
beeinfl usst. Ob es sich hierbei um 
einen positiven oder negativen 
Netzwerkeffekt handelt, hängt da-
von ab, ob die Werbung, die bei ei-
nem bestimmten Medium platziert 
wird, einen Nutzen stiftet (z.B. weil 
sie informativ oder aber unterhalt-
sam ist) oder aber einen Disnutzen 
erzeugt (wenn Werbung weder in-
formativ noch unterhaltsam ist). In 
beiden Fällen liegen aber, unab-
hängig davon, ob Netzwerkeffekte 
positiv oder negativ sind, zweisei-
tige indirekte Netzwerkeffekte und 
damit auch ein zweiseitiger Markt 
vor.3 Unternehmen, die in zweisei-
tigen Märkten tätig sind und zwi-
schen den Gruppen, die durch die 
indirekten Netzeffekte verbunden 
sind, vermitteln, werden demnach 
auch als zweiseitige Plattformen 
bezeichnet. Internetplattformen 
stellen somit ein typisches Beispiel 
für zweiseitige Plattformen dar. Die 
Zweiseitigkeit wird hierbei in aller 
Regel durch eine Werbefi nanzie-
rung begründet.

Die Existenz der zweiseitigen 
Netzwerkeffekte führt nun zu eini-
gen Besonderheiten, die in ande-
ren (also einseitigen) Märkten nicht 

3 Auch nicht-werbefi nanzierte Medien kön-
nen zweiseitige Märkte begründen. Im Fall 
von Betriebssystemen werden die beiden 
Netzwerke durch die Nutzer einer Software 
und den Anwendungsentwicklern (die An-
wendungen für dieses System programmie-
ren) bestimmt. 
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zum Tragen kommen. Dies äußert 
sich darin, dass sich sowohl das 
strategische Verhalten der Plattfor-
men (hier der Medienunternehmen) 
als auch die notwendige Beurtei-
lung aus Sicht der Wirtschafts- bzw. 
Wettbewerbspolitik von denen in 
einseitigen Märkten unterscheiden.

 Die Besonderheiten von zwei-
seitigen Märkten zeigen sich vor 
allem (wenn auch nicht ausschließ-
lich) und besonders deutlich in der 
Preissetzung. Typischerweise set-
zen zweiseitige Plattformen immer 
auf der Marktseite besonders ge-
ringe Preise, von der relativ (in Re-
lation zu den Kosten, der Elastizität 
der Nachfrage und dem jeweils an-
deren Netzwerkeffekt) hohe posi-
tive Netzeffekte ausgehen. Ein ge-
ringer Preis führt zu einer entspre-
chend hohen Nachfrage und damit 
zu einer durch den Netzwerkeffekt 
induzierten starken Wirkung auf die 
Nachfrage am zweiten Markt. Lie-
gen dagegen geringe relative Netz-
werkeffekte vor, so wird ein ent-
sprechend hoher Preis verlangt, da 
hier die geringeren Mengeneffekte 
zu erwarten sind.

Liegen gar negative Netzwerk-
effekte vor, so verstärkt sich dieser 
Prozess. Aus diesem Grund erge-
ben sich dann auch entsprechend 
hohe Werbepreise, wenn Werbung 
einen Disnutzen bei den Rezipien-
ten erzeugt.

Bei vielen Medien, die von star-
ken positiven indirekten Netzwerk-
effekten geprägt sind, lassen sich 
daher auch Preise beobachten, die 
unterhalb der Grenzkosten liegen 
oder, wie bei Anzeigenblättern oder 
vielen Internetplattformen, gleich 
Null gesetzt werden.4 Ein geringer 
oder auch negativer Preis ist da-
mit aber nicht unbedingt Ausdruck 
einer mangelnden Zahlungsbe-
reitschaft der Nachfrager oder gar 

4 Auch negative Preise sind durchaus üblich 
in zweiseitigen Märkten. Zum Beispiel kön-
nen Zugaben zu einem Zeitungsabonnement 
im Wert den Preis des Abonnements zum Teil 
deutlich übersteigen. 

ein Indiz für wettbewerbswidriges 
Verhalten. Vielmehr entstehen die 
Preise in zweiseitigen Märkten im-
mer aus dem Zusammenspiel von 
Netzwerk effekten, der Preiselas-
tizität der Nachfrage, der zugrun-
deliegenden Kostenstruktur und 
weiteren Marktcharakteristika und 
sind damit in aller Regel Ausdruck 
eines gewöhnlichen Optimierungs-
verhaltens der Plattformen.

Gründe für kostenlose Inhalte

Beim Beispiel der Internetplatt-
formen ist es allerdings aus meh-
reren Gründen nicht verwunderlich, 
dass abgesehen von der Werbung 
in der Regel keine Preise für die In-
halte erhoben werden.5 Zum einen 
spielt natürlich auch hier die Zwei-
seitigkeit der Plattformen eine we-
sentliche Rolle. Die Aufmerksam-
keit der Rezipienten ist notwendig, 
um überhaupt eine Werbefi nanzie-
rung zu ermöglichen. Von dieser 
Seite des Marktes gehen die stär-
keren Netzwerkeffekte aus, sodass 
diese Preise schon a priori gerin-
ger sein sollten als für Werbung, 
die vermutlich häufi g als störend 
empfunden wird und daher typi-
scherweise einen Disnutzen stiftet. 
Jeder positive Preis würde dazu 
führen, dass die Aufmerksamkeit 
nach den Inhalten reduziert wird 
und die Werbeeinnahmen aufgrund 
der geringeren Verbreitung eben-
falls sinken würden. Inwiefern ein 
positiver Preis für die Inhalte den-
noch sinnvoll sein kann, hängt da-
bei, wie bereits erwähnt, von der 
Höhe der Kosten, der Preiselastizi-
tät der Nachfrage und den anderen 
genannten Parametern (und deren 
Verhältnis) ab.

Neben der Zweiseitigkeit spielt 
damit die Kostenstruktur eine we-
sentliche Rolle. Sowohl die Höhe 
der Kosten zur Erstellung der Inhal-
te als auch die Höhe der Kosten zur 

5 Für den Fall, dass Werbung einen Disnut-
zen stiftet, wird sie für gewöhnlich auch als 
ein hedonischer Preis bezeichnet. Die Nutzer 
zahlen entsprechend mit ihrer Bereitschaft, 
die Werbung zu akzeptieren. 

Erstellung der Werbefl ächen sind 
hierbei vor allem relevant. Dabei 
weisen Medienprodukte eine we-
sentliche Eigenschaft auf: Sind die 
Inhalte einmal erstellt, können sie 
prinzipiell ohne weitere Kosten kon-
sumiert werden. Wie hoch die Zahl 
der Rezipienten also ist, hat (zu-
mindest bis zur Kapazitätsgrenze) 
keinen Einfl uss auf die Kosten. Das 
Angebot kann damit grenzkostenlos 
erstellt und erweitert werden. Es ist 
somit auch aus der Kostenperspek-
tive rational, die Inhalte so weit wie 
möglich zu verbreiten. Die Kosten 
werden dadurch nicht beeinfl usst, 
die Werbeeinnahmen jedoch kön-
nen durch eine erhöhte Aufmerk-
samkeit gesteigert werden.

Darüber hinaus ist davon auszu-
gehen, dass die Preiselastizität der 
Nachfrage am Rezipientenmarkt 
entsprechend hoch ist. Dies kann 
zum einen durch die in der Regel 
hohe Zahl an konkurrierenden An-
geboten begründet werden und 
zum anderen durch die sehr gerin-
gen Wechselkosten der Nutzer. Es 
ist den Rezipienten daher möglich, 
unmittelbar zu einem anderen An-
bieter zu wechseln, sollte ein (hö-
herer) Preis auf die entsprechenden 
Inhalte erhoben werden. Die Zahl 
der alternativen Online-Angebote 
ist für die meisten Genres typi-
scherweise als hoch bis sehr hoch 
zu bezeichnen.

Eine einfache Analyse der Da-
tenbank der Informationsgemein-
schaft zur Verbreitung von Werbe-
trägern (IVW), die lediglich einen 
Ausschnitt an werbefi nanzierten 
Online-Angeboten enthält, zeigt 
eindrucksvoll die Vielzahl an ent-
sprechenden Plattformen. So ist 
z.B. im Bereich der aktuellen allge-
meinen Nachrichten nahezu jedes 
Print- und TV-Produkt (z.B. Spiegel, 
FAZ, Focus oder RTL Nachrichten) 
auch in einer Online-Version vertre-
ten. Hinzu kommen noch die nicht-
werbefi nanzierten Angebote der 
Öffentlich-rechtlichen (z.B. heute.
de oder tagesschau.de) sowie 
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die reinen Online-Angebote (z.B. 
News.de).6 Auch ist nicht zu erwar-
ten, dass sich die Zahl der Ange-
bote in Zukunft reduzieren wird. 
Aufgrund der geringen Kosten und 
geringen Kapazitätsprobleme ist im 
Gegenteil zu erwarten, dass immer 
mehr Angebote erstellt werden, da 
auch nur wenig profi table Nischen-
produkte problemlos erstellt wer-
den können.7

Ein entsprechendes Substitut 
zum präferierten Angebot zu fi n-
den, ist wegen den Online-Versio-
nen bestehender Printprodukte und 
aufgrund der Effektivität von Such-
maschinen einfach und nur mit ge-
ringen Suchkosten verbunden. Der 
Wechsel zwischen den Angeboten 
ist aufgrund der Vielzahl an kos-
tenlosen Angeboten und den nur 
geringen Wechselkosten ebenfalls 
jederzeit möglich. Dies führt dazu, 
dass viele der Angebote aus einem 
bestimmten Genre häufi g nicht 
mehr ausschließlich als Substitut 
angesehen werden, sondern dar-
über hinaus auch zum Teil in kom-
plementärer Beziehung zueinander 
stehen. Häufi g fi ndet eine Mehr-
fachnutzung unterschiedlichster 
Plattformen statt, da nicht mehr al-
lein die Genres relevant für die Aus-
tauschbarkeit von Plattformen sind, 
sondern Rezipienten auf Grund-
lage einzelner Artikel die Plattfor-
men nutzen und immer mehr die 
Informationen unterschiedlicher 
Angebote zurate ziehen.8 Auf die-
ser Ebene werden dann auch An-
gebote als austauschbar angese-
hen, die aufgrund ihrer generellen 
Ausrichtung vielleicht nur bedingt 
als Konkurrenzangebot angesehen 
werden. Somit entsteht ein fast un-
endlich großes Angebot und damit 

6 Für eine Übersicht vgl. R. D e w e n t e r, J. 
H a u c a p : Ökonomische Auswirkungen von 
öffentlich-rechtlichen Online-Angeboten, 
Baden-Baden 2009. 

7 Vgl. C. A n d e r s o n : The Long Tail – der 
lange Schwanz. Nischenprodukte statt Mas-
senmarkt – Das Geschäft der Zukunft, Mün-
chen 2007. 

8 Vgl. R. D e w e n t e r, J. H a u c a p ,  a.a.O.

eine entsprechend hohe Wettbe-
werbsintensität. Ermöglicht oder 
zumindest begünstigt wird eine 
solche Intensität des Wettbewerbs 
nicht zuletzt durch die Existenz ex-
trem geringer Transaktionskosten 
für die Nutzer der Online-Plattfor-
men.

Eine Abkehr von der oben be-
schriebenen Preissetzung kann 
zwar nun von den Plattform-Be-
treibern ausgerufen werden, eine 
Umstellung des Systems ist aber 
aufgrund der Konkurrenzsituation 
sehr unwahrscheinlich. Denkbar 
wäre theoretisch die Einführung 
eines Preiskartells, das zum Ziel 
hat, positive Preise an den Rezi-
pientenmärkten zu setzen. Dass 
ein solches Vorhaben erfolgreich 
sein wird, ist jedoch äußerst un-
wahrscheinlich. Ein Abweichen 
von einer solchen Absprache wür-
de unmittelbar dazu führen, dass 
kostenlose Angebote einen Groß-
teil der Aufmerksamkeit auf sich 
ziehen und damit deutlich höhere 
Gewinne am Werbemarkt realisie-
ren könnten. Insgesamt liegt hier 
also ein Gefangenendilemma vor. 
Der gemeinsame Gewinn könnte 
(höchstwahrscheinlich) durch die 
Erhöhung der Preise am Rezipien-
tenmarkt maximiert werden,9 ein 
Abweichen von den Absprachen 
wäre aber für die einzelne Platt-
form immer profi tabel. Auch diese 
Frage ist in zweiseitigen Märkten 
nicht trivial. Ein Rückgang an Auf-
merksamkeit könnte auch hier 
theoretisch dazu führen, dass die 
Gewinne insgesamt zurückgehen 
würden. Gewinnmaximierend wäre 
ein Kartell mit Sicherheit nur dann, 
wenn beide Preise (an Rezipienten- 
und Werbemarkt) abgesprochen 
werden. Ähnlich verhält es sich im 
Übrigen auch mit den Online-Auf-
tritten einiger Printmedien. Zwar 

9 Theoretische Evidenz dafür, dass auch ein 
Teilkartell einem Markt zu höheren Gewinnen 
führt, fi ndet sich jedoch in: R. D e w e n t e r, J. 
H a u c a p ,  T.  We n z e l : Semi-Collusion in 
Media Markets, Working Paper, 2009. 

kannibalisieren sich die Verlage 
zum Teil selbst mit ihren Online-An-
geboten, indem sie (zumindest ei-
nen Teil) der Inhalte der Zeitungen 
und Zeitschriften online stellen und 
damit auf Einnahmen aus dem Ver-
kauf und eventuell auch Werbeer-
löse verzichten. Jedoch würden 
sie ohne den Internet-Auftritt noch 
stärkere Gewinneinbußen verzeich-
nen, da dann die Online-Portale der 
Konkurrenten die Aufmerksamkeit 
auf sich ziehen würden.

Abschließende Bemerkungen

Insgesamt ist die Preissetzung 
der Online-Plattformen also nicht 
unbedingt durch die mangelnde 
Zahlungsbereitschaft der Nutzer 
geprägt, sondern vor allem von 
den Eigenschaften des Marktes. 
Letztendlich spielt natürlich auch 
die Zahlungsbereitschaft eine ge-
wisse Rolle bei der Preissetzung, 
jedoch ist sie nicht nur abhängig 
von der generellen Wertschätzung 
der Nutzer für ein bestimmtes Pro-
dukt, sondern wird auch und vor 
allem durch die Anzahl an Alterna-
tiven oder Konkurrenzprodukten 
beeinfl usst. Das Ende der kosten-
losen Inhalte auszurufen, ist allein 
schon aus diesen Gründen ein 
wenig Erfolg versprechendes Un-
terfangen. Darüber hinaus ist der 
Begriff der „Gratiskultur“ wenig 
zielführend. Von einer Gratiskul-
tur, wie in letzter Zeit von einigen 
Plattform-Betreibern des Öfteren 
deklariert, kann keine Rede sein. 
Die Existenz kostenloser Inhalte 
lässt sich auf eine relativ einfache 
Art und Weise durch die ökonomi-
schen Charakteristika des Marktes 
erklären. Hierzu zählen die Mehr-
seitigkeit der Märkte, die Kosten-
struktur, die Preiselastizitäten der 
Nachfrage und damit auch die 
Wettbewerbsintensität. Letztere ist 
zwischen Internet-Plattformen in 
aller Regel extrem hoch. Von einem 
möglichen Ende der sogenannten 
Gratiskultur kann also aus mehre-
ren Gründen nicht die Rede sein. 


